
 

Länderfinanzausgleich (LFA) - Check der Behauptunge n aus 
Bayern und Hessen  

 

Die Klageankündigungen aus Bayern und Hessen gegen den Länderfinanzausgleich 
heizen die Debatte um einen fairen Finanzausgleich unter den Ländern an. Einige 
Behauptungen halten einem Faktencheck nicht stand:  

 

Behauptung:  

Seit 2012 gibt es nur noch 3 Geberländer im Finanzausgleich: Bayern, Hessen und Baden-
Württemberg. 

 

Richtig ist:  

Der Länderfinanzausgleich ist nur ein kleiner Ausschnitt aus dem Finanzausgleich der 
Länder. Betrachtet man alle Zahlungsströme (Umsatzsteuerausgleich und 
Länderfinanzausgleich), gibt es sechs Zahlerländer:  

 

 

  



Der bundesstaatliche Gesamtausgleich ist der angemessene Maßstab für den Grad der 
Umverteilung, da nur hier alle Zahlungsströme erfasst werden. Im ersten Schritt ist der 
Umsatzsteuerausgleich dem Länderfinanzausgleich vorgeschaltet. Hier zahlt NRW allein 
fast so viel wie Bayern und Hessen zusammen, nämlich fast 2,5 Milliarden Euro. Bayern 
zahlt rund 1,7 Milliarden und Hessen 0,8 Milliarden Euro. Im Länderfinanzausgleich erhält 
NRW dann rund 400 Millionen Euro aus dem Solidartopf der Länder zurück. Betrachtet 
man die beiden Ausgleichssysteme „Länderfinanzausgleich“ und „Umsatzsteuerausgleich“ 
zusammen, wird deutlich, dass das Land im Jahr 2012 mit unter dem Strich rund 2 
Milliarden Euro rund 13,3 Prozent des gesamten Ausgleichsvolumens von rd. 15,3 
Milliarden Euro finanziert hat.  

 

 

Behauptung: 

Das gegenwärtige System bietet keine Anreizelemente zur Steigerung der Finanzkraft. 

Richtig ist: 

Wenn die Südländer fehlende Anreize im LFA beklagen, dann sei darauf hingewiesen, 
dass gerade auf Betreiben der Zahlerländer wie Bayern Anreizelemente in das System 
aufgenommen wurden, wonach überproportionale Steuereinnahmen-Steigerungen 
einzelner Länder zu einem bestimmten Anteil beim LFA unberücksichtigt bleiben. Es 
stimmt also nicht, dass der LFA keine Anreize setzt, Steuermehreinnahmen zu erzielen.  

 

 

Behauptung 

Der gegenwärtige LFA belohnt Schuldenmacherei 

 

Richtig ist: 

Der Länderfinanzausgleich ist im Grundsatz als Finanzkraftausgleich ausgestaltet. Er soll 
den grundgesetzlichen Auftrag erfüllen helfen, die Lebensbedingungen in allen 
Bundesländern anzugleichen. Daher geht es prinzipiell nur um einen Ausgleich der 
Einnahmenseite. Die Ausgabenseite ist Sache der souveränen Länder und ihrer 
demokratisch legitimierten Regierungen. 

 

 

  



 

Behauptung 

Bayern ist steter Zahler und finanziert seit Jahren fast alle anderen Länder mit. 

 

Richtig ist: 

Bayern war von 1950 bis 1986 ausschließlich Nehmerland im Länderfinanzausgleich. Die 
„Inflationsbereinigung“ zeigt, dass Nordrhein-Westfalen und Bayern im Zeitraum 1950 bis 
2011 annährend gleich hohe Nettozahlungen in den Länderfinanzausgleich geleistet 
haben. Nach beiden Bereinigungsmethoden hat NRW in den 1950 bis 2011 mit 33,5 zu 
32,8 Milliarden Euro bzw. 33,1 zu 33,0 Milliarden Euro mehr geleistet.  

 



 

Behauptung:  

Durch den Finanzausgleich kommt es zu einer „Übernivellierung“, bei der teilweise die 
eigentliche Finanzkraft-Rangfolge der Länder ins Gegenteil verkehrt wird. 

 

Richtig ist: 

Beim beklagten Länderfinanzausgleich wird in keinem einzigen Fall aus einem Geberland 
ein Nehmerland. Die Länder nähern sich in ihrer Finanzkraft an, erreichen aber nicht mehr 
als 100 Prozent, wenn sie zuvor unterhalb dieser Durchschnittsmarke liegen. 

 

 

 


